& 


j Bien, ſei von den 


hörden, wel 


8 Annoncen⸗ 
Aunahme⸗Bureaus: 
In Poſen außer in der 
„Arpedition dieler Zeilung 

(Witheliuſtr. 16.) 
bei €. 9. Alrici & Co. 
Breiteſtraße 11, 

in Gneſen bei ch. Spindlet, 

in, Grätz bei L. Slreiſand, 

n Breslau bei Emil Kabath. 


Vo 


Das Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er⸗ 

ſcheinende Blatt beträgt vierteljährlich für die Stadt 

Poſen 4% Mark, für ganz Deutſchland 5 Mark 45 Pf. 

VBeſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deui⸗ 
ſchen Reiches an. 


1 330. 


Vom Landtage. 
52. Sitzung des Abgeordnetenhauſes. (Schluß.) 


Berlin, 11. Mai. Im Fortgang der Spezialberathung des Ge⸗ 
ſetzentwurfs über die Aufſichtsrechte des Staates bei der Vermögens⸗ 
Verwaltung in katholiſchen Diözeſen bittet nach der mitgetheilten 
Rede des Berichterſtatters Dr. Wehrenpfennig der Abg. Welter 
Alinea 2 des 5 4 abzulehnen. Dieſe Beſtimmung greife weit über die 
Grenzen der ſtaatlichen Aufſicht hinaus. Der Staat dränge ſich damit 
in die innere Verwaltung der Kirche ein. Sein Recht habe ſich 
darauf zu beſchränken, die Aufſicht über die von ihm geleiſteten Zu⸗ 
ſchüſſe zu führen. . } F 

eg.» Konmifjar Geh. Rath Bartſch: Die Staatsregierung 
erachtet die Aufrechterhaltung des Alinea 2 des § 4 für ein dringen⸗ 
des Bedürfniß; zunächſt weil die Beſtimmung ſich an den bisherigen 
Lechtszuſtand anlehnt, ſodann weil es doch wohl in der Natur der 
Sache liegt, daß der, der Geld giebt, ſieht, wo das Geld bleibt. Eine 
Trennung iſt praktiſch gar nicht ausführbar, der Staat muß Eins 
blick gekommen, nicht blos, wie dieſe ſpeziellen Fonds, ſondern auch 
wie das Ganze verwaltet wird. TER 1 

1719 Miguel: Das Geſetz giebt keinerlei Mittel, zu einer 
gerichtlichen Entſcheidung darüber zu gelangen, ob die Behauptung, 
da sin, Bolten ungeſetzlich beanftandet werde, richtig jei. Es wäre 
ale die Möglichkeit gegeben, ohne geſetzlichen Grund die Veraus⸗ 
a zu unterſagen, ſerner auch die kirchlichen Organe zu einer 

usgabe ungeſetzlich zu zwingen. Dieſe Frage 7 1 nicht in die Dis⸗ 
Fretion der Aufſichtsbehörde geſtellt werden. Wir haben dies kürzli 
dei der Berathung über die evangeliſche Kirche angenommen, und ich 
behaupte, es iſt eine Frage der Parität und Billigkeit, daß wir dieſen 
(Frundſatz, daß die Staatsregierung ſolche Wege nicht haben 
dürfe, auch der katholiſchen Kirche gegenüber feſtſtellen. Die Ver⸗ 
hältniſſe find allerdings nicht bei beiden dieſelben, denn die verwalten⸗ 
den Organe der evangeliſchen Kirche werden von der Gemeinde ge⸗ 
wählt, aber der entſcheidende Grund iſt in beiden Fällen derſelbe. 
a wir zur Zeit nicht in der Lage find, die Frage der Entſcheidung 
durch die Oberverwaltungsgerichte generell zu enkſcheiden, kann uns 
nicht beſtimmen, denn wir haben die Pflicht, der katholiſchen Kirche, 
ber gegenüber wir dem Stagte Rechte einräumen, Garantieen zu 

eben, daß dieſe Rechte geſe wog ausgeübt werden. Das Ober⸗ 
exwaltungsgericht habe ich 5 chlagen, weil es & doch in allen 
ten die letzte, in einem Falle ſogar die alleinige Entſcheidung hat. 
ie Zwecke der Staatsregierung berührt mein Ankrag in keiner Weiſe. 
ber niemals kann das Staggtsintexeſſe jo weit gehen, nach. Willkür 
zu entſcheiden. Die biſchöfliche Willkür ſoll nicht durch Miniſterial⸗ 
willkür 90 werden. 5 u x 
Abg. Brüel äußert feine Freude darüber, daß der Antrag 
Miquel materiell mit dem 1 übereinſtimmt, wenn er auch for⸗ 
nell differirt und beſtreitet die Angabe des Referenten, daß die Kom⸗ 
dieſen Anträgen prinzipiell nicht entgegen geweſen ſei. Na⸗ 
j ! egierungskommiſſaren und dem Abg. Petri in 
der Kommiſſton, san dieſelben eingewendet worden i 
Geſichtspunkte in Betracht kämen, während die Verwaltungs erichte 
nur Rechtsſtreite zu entſcheiden hätten. Das eben ſei das Unglück, 
daß überall die Tendenz an die Stelle des Rechts treten ſolle. Der 
ner befürwortet ſodann feinen Antrag auf Streichung des Abi. 2 
des $ 4, da es über den eig Bl der Staatsaufſichtsrechte Aae 
wenn der Staat bei ſolchen Verwaltungen, zu denen er Zuſchüſſe gäbe, 
nicht blos die ordnungsmäßige Verwendung des Zuſchuſſes kontro⸗ 
tren, ſondern den Etat der ganzen Verwaltung genehmigen wolle. 
Abg. Gne i ſt hält es nicht für moser den Grundſatz, ob 
derartige Streitſachen den Verwaltungsgerichten zur Entſcheidung 
überwieſen werden ſollen, hier an dieſer Stelle iſolirt zur Entſchei⸗ 


dung zu bringen, weil dieſe Frage im Zuſammenhange mit den übrigen 


Rompetenzfragen gelöft werden müſſe. Das ſei aber hier nicht möglich, 
und die heutige Entſcheidung über das Amendement für die Verwal⸗ 
tungsgeſetzgebun b gefährlich. FA 
‚ Kultusminister Falk: Ueber die Opportunität des Antrages 
Miquel bin ich derſelben Anſicht, wie der e Gneiſt, und, wenn ich 
recht verſtanden habe, war dies auch der entſcheidendſte Grund, wes⸗ 
balb gegen wenige Stimmen in der Kommiſſion die Anträge Brüel 
verworfen worden fun. Allerdings beſteht ein großer Unterſchied 
zwiſchen den beiderſeitigen Anträgen. Ab eſehen davon, daß der An⸗ 
trag Miquel ſcharf die Rechtsſeite hervorhebt, während der Antrag 
Brüel die Staatsaufſicht total lahm legt, will der Antrag Brüel die 
Streitigkeiten zwiſchen Aufſichtsbehörde und Diözeſanverwaltung den 
Bezirksverwaltungsgerichten überweiſen. Wenn irgendwo der Satz 
richtig iſt, daß man nicht kommunalen 8 fo if e die Aufſicht über 
kirchliche Angelegenheiten überweiſen dürfe, jo iſt ex es bei dieſen Be⸗ 
welche zu drei Viertheilen aus kommunalen Elementen beſtehen. 
Grundſätzlich beſteht ja zwiſchen dem Abg. Miquel und mir keine 
Differenz darüber, daß die Aufſichtsrechte des Staates einer gerichtlichen 
Kontrolle 8 ſollen. Ich befinde mich bei einer ſolchen Orga⸗ 
niſation ganz wobl; denn ohne dieſelbe muß ich mich immer mit den 
Herren aus dem Zentrum auseinanderſetzen, und daß das nicht zu 
den Annehmlichkeiten des Lebens gehört, werden Sie mir nach der 
heutigen Sitzung wohl zugeſtehen. (Heiterkeit. Ich wünſchte, daß 
auch die Entſcheidungen über das Kloſtergeſetz einer richterlichen Kon⸗ 
ſrole unterlägen. Aber bei den Streitigkeiten, welche aus Veran⸗ 
el dieſes Geſetzes entſtehen werden, kommen nicht nur privat: 
rechtliche Geſichtspuante, rde auch öffentliche Intereſſen in Frage 
und deshalb frage ich, iſt es wohl rathſam, neue Organe mit neuen 
welche immer zu ihrem Degen den 


„Entfeheidungen zu betrauen, i DL 
Subaru) haben werden? Ich meine, daß die objektive Behandlung 
möchte ich für jetzt nicht das Ober⸗ 


r leiden wird. Auch möd das r 
aten ericht mit der Entſcheidung betrauen, damit nicht die 
neben Anſichten, welche in gewiſſen Kreiſen über den Gerichtshof für 
Kirchliche Angelegenheiten berrſchen, ſich auch an dieſen Gerichtshof 
heften. Die nützliche Zentraliſirung, welche durch die Ueberweiſung 
der Streitigkeiten an das Oberwaltungsgericht 50 e f wird, wird 
auch erreicht, wenn man dieſelben dem Gerichtshof für kirchliche An- 
gelegenheiten überweiſt Ich glaube auch nicht, daß man die Parität 
au Gunſten des Antrages Miquel ins Feld führen kann, denn obwohl 
es auch der geſchickten Darſtellung des Abg. Miquel gelungen iſt, die 
Ablehnung des Antrages Krech zur Synodalordnung durchzuſetzen, ſo 
wird es doch nicht zu viel behauptet dein, wenn ich ſage, daß viele 
Herren deshalb gegen den Antrag geſtimmt haben, weil ihnen der 
neue Antrag in der dritten Berathung zu überraſchend kam. 
bg. Lasker: Die Debatte hat einen rechtlichen Charakter an⸗ 
enommen und ich freue mich, daß der Kultusminiſter nicht in dem 
utrage Miquel eine Zuxückweiſung des Regierungsgedankens erkennt. 
Es iſt ein thatſächlicher Irrthum, wenn man glaubt, daß die Kontrolle 
über die Aufſichtsrechte des Staates durch eine richterliche Behörde 
hier neu eingeführt werde, vielmehr iſt derſelbe Gedanke in der von 


Darunter fe 


daß hier politiſche 
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Freitag, 12. Mai 


(Erſcheint täglich drei Mal.) 


kommen. Der 


Der Antrag e bringt nur einen allgemein anerkann⸗ 
ten Grundſatz auf einen 


peziellen Fall zur Anwendung. In der 
Kompetenzkommiſſion wurde die Frage erörtert, ob man die Ent⸗ 
2 über die Kirchengeſetze, welche ſtaatliche Aufſichtsrechte feſt⸗ 
ſtellen, den Verwaltungsgerichten überweiſen ſolle, doch ſtand man 
wegen der entſtehenden großen Schwierigkeiten davon ab. Dieſer 
Einwand iſt aber hier nicht ſtichhaltig. Ich erkenne den Stand⸗ 
punkt des Miniſters an, welcher mit ſolchen Entſcheidungen nur 
Behörden betrauen will, deren Unparteilichkeit und uber 
8 in ſolchen Angelegt dn über allen Zweifel erhaben iſt. 
In dem Antrage Miquel 15 dafür Garantieen geſchaffen. Es 
find hier auch nur reine Rechtsfragen, die ſogengnnte Reviſtons⸗ 
oder Kaſſationsklauſel zu entſcheiden, und wir dürfen dem höchſten 
Gerichtshofe, dem wir die geſammte Verwaltung unſeres Landes 
anvertraut haben, wohl zutrauen, daß er nicht über die Rechtsfrage 
hinausgehen wird, ob durch eine Verfügung das beſtehende Geſetz 
verletzt ſei oder nicht. Wir dürfen uns nicht den Vorwurf zuziehen, 
daß wir, durch das bloße Wort „Kulturkampf“ veranlaßt, die ſonſt 
von uns befolgten Rechtsgrundſätze unbeachtet laſſen. Allerdings kon⸗ 
kurirt bei dieſen Fragen ein öffentliches Intereſſe, aber deshalb be⸗ 
trauen wir ja mit der Entſcheidung den für ſolche Fragen kompeten⸗ 
ten Oberverwaltungsgerichtshof, während ſonſt der Streit an die ges 
wöhnlichen Gerichte zu verweiſen wäre. Damit wir uns nicht in eine 
populäre Strömung hineindrängen laſſen unter Hintanſetzung der ſouſt 
von uns befolgten Rechtsgrundſätze, bitte ich Sie, den Antrag Miquel 
anzunehmen. : 2 

Referent Wehrenpfennig erkennt an, daß durch den Antrag 
Miquel ein großer Theil der Gründe weggefallen iſt, welche in der 
Kommiſſion zur Verwerfung des Antrags Brüel geführt haben, doch 
ſei es wünſchenswerth, daß für alle kirchlichen Geſetze der Gerichtshof 
für kirchliche Angelegenheiken als Reviſionsinſtanz eingeführt werde. 

Nachdem hierauf Abg. Brüel feine Anträge zu Gunſten des Anz 
trages Miquel zurückgezogen hat, werden die 8s 4 und 5, ſowie der 
vom Abg. Miquel beantragte $ 5a angenommen. 

Ohne Diskuſſion wurden die 8s 6 und 7 genehmigt, $ 8 lautet: 
„Die ſtaatliche Aufſichtsbehörde iſt berechtigt, die Verfolgung der in 
den SS 4 bis 7 enthaltenen Vorſchriften und der zu ihrer Ausführung 

etroffenen Anordnungen von den verwaltenden Organen durch Geld- 
trafen bis zu en Mark zu erzwingen. Die Androhung und 
Feſtſetzung der Strafe darf wiederholt werden, bis dem Geſetze ge⸗ 
nügt iſt. Außerdem können die zu Zwecken des im 8 1 bezeichneten 
Vermögens beſtimmten Leiſtungen aus Staatsmitteln ganz oder theil⸗ 
weiſe einbehalten oder unmittelbar an die Empfangsberechtigten ver⸗ 
abfolgt werden. Erweiſen ſich die vorſtehenden Maßregeln als er⸗ 
folglos oder unanwendbar, ſo iſt die ſtaatliche Aufſichtsbehörde berech⸗ 
tigt, eine kommiſſariſche Beſorgung der Vermögensangelegenheiten 
unter ſinngemäßer Anwendung der g 9 bis 11 des Geſetzes vom 20. 
Mai 1874 anzuordnen.“ 8 t BEER 

Abg. Statz empfiehlt, im Abſ. 1 ſtatt „dreitauſend“ zu ſetzen 
„dreihundert“ und den Abſ. 2 zu ſtreichen, während Referent Weh⸗ 
renpfennig für die Kommiſſionsbeſchlüſſe eintritt. 

§ 8 wird unter Ablehnung des Antrages Statz angenom⸗ 
men. Ebenſo die 8s 9 bis 13. Bei $ 14, welcher die Ausführung 
des Geſetzes dem Kultusminiſter überträgt, kritiſirt Abg. Dauzenberg 
eine Verfigung des Kultusminiſters, welche unter Berufung auf eine 
analoge Beſtimmung eine Geſchäftsordnung des Erzbiſchofs von Köln 
für die Vermögensverwaltung der Kirchengemeinden kaſſirt, ob⸗ 
gleich 11 8 der Rheinprovinz dieſelbe nachträglich ſank⸗ 
tionirt hat. : l N \ 

Auch dieſer Paragraph wird hierauf genehmigt. Nächſte 
Sitzung Freitag 10 Uhr. (Fortſetzung der dritten Berathung des 
Anſiedelungsgeſetzes. Ablöſungsgeſetz für die Schullaſten im Negie⸗ 
rungsbezirk Wiesbaden; Ablöſüngsgeſetz der Reallaſten im Regierungs⸗ 
bezirk Kaſſel; Wahlprüfungen.) Schluß 3% Uhr. 


PTarlamentariſche Nachrichten. 

* Kürzlich hieß es bekanntlich, die Geſchäftsordnungs-Kommiſſion 
werde diesmal ausnahmsweiſe dem Abgeordnetenhauſe die Verfolgung 
einer Beleidigung durch die „Eiſenbahnzeitung“ empfehlen. Wie 
nun verlautet, haben ſich in der Angelegenheit zwar mehrere Mit— 
glieder (5 von 11) in der Debatte dafür ausgeſprochen, daß es zweck— 
mäßig ſein würde, gegen ein derartiges zügelloſes Gebahren einmal 
ein Exempel zu ſtatuiren. Man hielt es ſchließlich jedoch nicht für 
angezeigt, ſchon bei dieſem Falle von dem 25jährigen Uſus abzugehen, 
und beſchloß deshalb einſtimmig, die Nichtertheilung der Ermächtigung 
zur Verfolgung qu. Zeitung dem Hauſe zu empfehlen. 


gohales und Provinzielles. 
Poſen, 12. Mai. 


r. In der ee ee am 12. d. M. waren 
22 Mitglieder anweſend; der Magiſtrat war vertreten durch den 
Oberbürgermeiſter Kohleis, den Bürgermeiſter Herſe, und die Stadt⸗ 
räthe Bielefeld, v. Chlebowski, L. Jaffe, Dr. Loppe, Rump, Stenzel. 
Den Vorſitz führte Juſtizrath Pilet. — Es wird ſofort in die Tages⸗ 
ordnung eingetreten. 3 

Es werden zunächſt mehrere ſtädtiſche Rechnungen, vor⸗ 
bebaltlich der Erledigung der Monita, entlaſtet: die Marſtall⸗ 
Rechnung pro 1874, die Stadtſchuldentilgungs⸗Kaſſen⸗Rechnung pro 
1873, die Hundeſteuerfonds⸗Rechnung pro 1874, die Haupt⸗Axmen⸗ 
kaſſen⸗Rechnung pro 1870 und die Simultan⸗Knabenſchul⸗Rechnung 
pro 1873. Bei dieſer Gelegenheit theilt Oberbürgermeiſter Kohleis 
mit, daß die von beiden ſtädtiſchen Körperſchaften vor einiger Zeit 
zum Zweck. der Unterſuchung eingeſetzte Kommiſſion, welchem Um⸗ 
ſtande die bedeutenden Etatsüberſchreitungen für Heizung der Real⸗ 
ſchule und Mittelſchule zuzuſchreiben, event. auf welche Weiſe Abhilfe 
u ſchaffen Ich nächſtens Bericht erſtatten wird. Die Etatsüber⸗ 
\heeitungen ür den Druck der Programme werden künftig vermieden 
werden. fe 

Ueber den Fonds zur enen für Reſerviſten und 
Landwehrmänner aus Reichsmitteln, welcher i. J. 
1871 von der königl. Regierung der Kommune Poſen überwieſen 
worden iſt, hat der Magiſtent Rechnung gelegt, und find danach von 
den, den Reſerviſen und Landwehrleuten gewährten Darlehen noch 
2281 Thlr. einzuziehen. Es wird von der Verſammlung die Decharge 
ertheilt. — Für den Kaſſendiener Pieck der ſtädtiſchen Gas⸗ 


eil 


Jahrgang. 


der Regierung ſelbſt vorgelegten Städteordnung zum Ausdruck ge⸗ 
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anflalt werden an Mehrgehalt die vom Magiſtrat beantragten 225 M 


Inferatz 20 Bf. die fe 1 
Raum, Reklamen verhältnikmägig höher, findan dit 
Expedition zu ſenden und werden für die am folgenden 


elpaltene Zeile oder seren 


Tage Morgens 7 Uhr erſchelnende mer bis 572 
Nachmittag angenommen. 


bewilligt.! 


die vom n e beantragte Ueber⸗ 
Grun S 


des früheren Beſchluſſes der Bewilligung von 55,000 Thl. 


genau feſtzuſtellen. 

Zur Deckung der 
richtskoſten hat der 
ſchränkten Kredits außer 


i. J. 1876 noch erwachſenden Ge⸗ 
Magiſtrat die Bewilligung eines unbe⸗ 
\ den im Etat bereits ausgeſetzten 520 M. 
beantragt. Doch wird weder dieſer Antrag, noch ein anderer, außer 
den bereits ausgeſetzten 520 M. noch weitere 520 M. zu bewilligen, 
von der Verſammlung angenommen. 

Die Verſammlung hatte ſich in der Sitzung am 8. März d. J. 
in Folge einer Petition des Bürgervereins um Auf 
hebung der Gebühren für Baukonſenſe mit der Auffaſſung des Ma⸗ 
giſtrats, daß die Gebühren für Baukonſenſe weiter zu erheben ſeien, 
einverſtanden erklärt und den Magiſtrat erſucht, von dieſem Beſchluſſe 
der Verſammlung den Bürgerderein zu benachrichtigen. Der 
Magiſtrat hat nun unter dem 19. v. M. in dieſer Angele enheit an 
die Verſammlung ein Schreiben gerichtet, worin er dieſelbe erſucht, 
davon abſehen zu wollen, daß er den Bürgerverein von dem in der 
Sitzung am 8. März d. J. gefaßten Beſchluſſe der Verſammlung bez 
nachrichtige, da er dieſem Wunſche zu genügen ſich nicht in der Lage 
befinde. Wohl habe nach Anſicht des Magiſtrats Jeder, dex ſich in 
einer ihn pexſönlich intereſſirenden Angelegenheit an den Magiſtrat 
wende, das Recht, eine Antwort von demſelben zu erhalten. Wenn 
dagegen Einzelne oder einzelne Perſonen, die zu einem Vereine zu⸗ 
ſammengetreten ſind, ſich mit Anträgen und Vorſchlägen an den 
Magiſtrat wenden, die ſich auf die allgemeine ſtädtiſche Verwaltung 
beziehen und die allein von den beiden ſtädtiſchen Körperſchaften zu 
berathen und zu entſcheiden ſind, dann ſei der Magiſtrat berechtigt, 
von einer Korreſpondenz mit den betr. Antragſtellern abzuſehen, zu⸗ 
mal ihn die Geſetze zu einem Eintritt in eine ſolche. Korreſpondenz 
nicht zwingen. Der Magiſtrat glaube um fo mehr von einer Korre⸗ 
ſpondenz mit dem Bürgerverein Abſtand nehmen zu dürfen, als er 
nur eine einzige Vertretung der Bürgerſchaft als ſolche anzuerkennen 
dermöge und dieſe ſei die Stadtverordnetenverſammlung. Wenn der 
Magiſtrat auch Akt von den Verhandlungen über ſtädtiſche Angele⸗ 
genheiten in den verſchiedenen Vereinen unſerer Stadt nehme, jo 
könne er doch nur ganz ausnahmsweiſe mit dieſen Vereinen in eine 
Korreſpondenz über allgemeine Angelegenheiten eintreten, deren amt⸗ 
liche abi wen 2 und Beſchlußfaſſung lediglich f 
der ſtädtiſchen Behörden beſchränkt ſei. 

vereine von dieſem Prinzipe im vorliegenden Falle abzuweichen, lege 
für den Magiſtrat keine Veranlaſſung vor, zumal die in Rede ſtehende 
Angelegenheit in einer öffentlichen Stadtverordnetenſitzung ihre Er⸗ 
edigung gefunden, die hieſigen Zeitungen das Referat über dieſelbe 
gebracht, und der Bürgerverein zu jeder Stadtverordnetenſitzung De⸗ 
putirte entſenden könne, jo daß ex demnach jedenfalls von der Anſicht 
der ſtädtiſchen Behörden Kenntniß erhalten habe, und eine Benach⸗ 
richtigung an ihn eine bloße Form wäre, von welcher der Magiſtrat 
abſehen zu können ſich für berechtigt halte. 

Rechtsanwalt Mütz el, welcher über dieſe Angelegenheit berich⸗ 
tet, erklärt ſich mit der Anſicht des Magiſtrats nicht einverſtanden, 
bezeichnet es als erfreulich, wenn ſich in kommunalen Angelegenheiten 
ein reges Intereſſe kundgebe, und weiſt darauf bin, daß jede bbönigliche 
Behörde und ebenſo das Abgeordnetenhaus ze. auf Petitionen und 
Geſuche Beſcheid ertheile. Da nun der Magiſtrat dem Bürgerverein 
von dem Beſchluſſe der Verſammlung in der betr. Angelegenheit keine 
Mittheilung machen wolle, fo frage es ſich, was weiter. zu thun fer. 
Die Verſammlung ſei wohl berechtigt, dem Bürgerverein ja Be⸗ 
ſcheid zu ertheilen; doch könne der Magiſtrat der Verſammlung viel⸗ 
leicht dieſe Berechtigung beſtreiten, da nach der Städteordnung nur 
der Magiſtrat die Beſchlüſſe der Stadtverordneten * Verſammlung, 
ſofern er ſich mit denſelben einverſtanden erklärt, zur Ausführung zu 
De habe; vielleicht könne auch ber kagiſtrat auf andere W. 
zur Ausführung des Beſchluſſes der Verfammlung veranlaßt werden. 
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Martin 67/68 und dem angrenzenden Retabliſſements-Neſtgrundſtücke 
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Da jedoch dazu die Sache zu unbedeutend ſei, ſo werde es ſich 
enheit ließ ſich beruhen zu laſſen. 
längerer Debatte hierüber beſchließt die Verſammlung, den Magiſtrat 
wo mals zu 91 17 dem Bürgerverein in der betr. Angelegenheit 
B 5 u ertheilen 
Betreff der Bewilligung der Mehrausgaben 
ſertions⸗, Druck⸗ und Buchbinderkoſten, 
oe Nr. 3 des Kämmexei⸗Etats pro 1876 wird beſchloſſen, 


au J. 1 
Titel 11 
dieſen Antrag der Finanzkommiſſion zu überweiſen. 

Vom Eigenthümer Kaufmann Jäckel N ſind 
der Verſammlung mehrere Schriftſtücke ſugegangen, nach welchen der 
Magiſtrat demſelben die Konſensertheilung zum Bau eines Wohn⸗ 

guſes auf der neu anzulegenden Straße zwiſchen Wallſtraße und 
J. Ritterſtraße verweigert, worauf Kaufmann Jäckel ſich mit einer 
Beſchwerde über be 9 pic an die kgl. Regierung gewandt hat. 
Maurermeiſter Heſſelbein beantragt, mit Nückſicht darauf, daß 
u der neu . 9 enden Straße noch nicht die Genehmigung ertheilt 
Ki auch die kgl. ierung den Entwurf des Ortsſtatuts, betr. die 
nlegung von e 2c., noch nicht beſtätigt habe, über die Sache 
agesordnun überzugehen. 
al. Regierung abhängt, ſo nimmt die Verſammlung einfach 
enntniß von der Angelegenheit. 

Zum Schluſſe widmet der ai Juſtizrath Bilet, dem 
verftorbenen Kaufmann Robert Aſch, langjährigem Mitgliede 
der Verſammlung und der Direktion der ſtädtiſchen Gas⸗ und Waſſer⸗ 
werke, einen warmen Nachruf, wobei die Verſammlung, um das An⸗ 
denken des Verſtorbenen zu ehren, ſich von den Sitzen erhebt. 


O Gneſen. 9. Mai. [Gasanſtalt. Kaſernenba u. Tri⸗ 
chinen.] Endlich ſoll die Oberſchleſiſche Eiſenbahn⸗Geſellſchaft zu 
dem Entſchluß gekommen ſein, ſtatt der ner gi Petroleum⸗Be⸗ 
leuchtung auf dem hieſigen Bahnhofe Gas einzuführen, wodurch nicht 
nur den vielfachen begründeten Klagen des reiſenden Publikums be⸗ 

egnet, ſondern auch der ſtädtiſchen Gasanſtalt, welche das Gas lie⸗ 
18 ſoll, eine größere Einnahme zugeführt wird. uch der Bau 
der Kaſernen für das hier garnifonirende Militär fol nun endlich in 
Angriff genommen werden. Wie verlautet, hat der hieſige Magiſtrat, 
welcher zu dem Bau ungefähr 30 Morgen Terrain unentgeltlich her⸗ 
gegeben und mit einer Klage auf Kontraktserfüllung gedroht hat, von 
dem Kriegsminiſterium die Nachricht erhalten, daß zwar die für den 
hieſigen Kaſernenbau disponibel geweſenen Geldmittel durch den Etat 
pro 1876 zum Bau einer Kaſerne in Bromberg de Mat ſind, daß 
es aber angängig geworden iſt, anderweit genügende Mittel on 
bel zu Aachen, um den hieſigen Kaſernenbau nach Beendigung der 


Da jedoch die Entſcheidung von der 
nur 


bereits angeordneten Projeltbearbeitung noch in dieſem Jahre kräftig 


in Angriff nehmen zu können. — Seit Einführung der obligatoriſchen 
ee auf Trichinen iſt heute das 5. Schwein durch den Fleiſch⸗ 

eſchauer Otto als trichinenhaltig befunden und gleichzeitig mit Be⸗ 
ſchlag belegt worden. 
U EEE TE TEIL ͤ ͤ v 


Stanis- und Volkswirkhſchaft. 


A Berlin, 10. Mai. Zu Königsberg i. Pr. wird vom 27.—31. 
Mai d. J. ein internationaler aſchinenmarkt abge⸗ 
alten werden. Es handelt ſich hierbei vorzugsweiſe um landwirth⸗ 
chaftliche Maſchinen. Nach den von dort hier eingegangenen Nach⸗ 
richten ſind ſehr zahlreiche Anmeldungen zur Beſchickung des Marktes 
eingegangen. Außer deutſchen Fabrikanten werden auch viele engliſche 
und Ma ihre Erzeugniſſe dorthin ſenden. Beſonders werden 
die Mähmaſchinen in großer Anzahl vertreten ſein. Sie werden auf 
einen großen Abſatz zu rechnen haben, da die Gutsbeſitzer, wenn 
irgend khunlich, ſich bei dem hexrſchenden Arbeitermangel mit dieſen 
aſchinen verſehen werden. Auch die Dreſchmaſchinen werden ſtark 
feu werden, da man auch bei ihrer Anwendung eine Erſparniß der 
enſchenkräfte erzielt. Meiſtentheils werden es aber ſolche Dreſch⸗ 
maſchinen ſein, welche durch Göpelwerk betrieben werden. — Der Mi⸗ 


egenheiten hat dem märkiſchen 
u cht die Weiterbewilligung einer 
usſicht geſtellt, wenn der Verein 
tsverkehrs dem landwirthſchaft⸗ 
randenburg, und Niederlauſitz 


r für Bienen 

bezüglich feines allgemeinen Geſchä 

. für die Mark 

als eine Sektion 17 8 würde. Es ſind von ihm bereits die er⸗ 
forberlien Schritte gethan. 

** Ein neuer Grenzübergang. Der „K. H. Ztg.“ wird aus 

Sol dau geſchrieben: Nach vielen weitläufigen Unterhandlungen ſei⸗ 


Nach 
bah 

6 

die [1875 

ich 


tens der a Dei und ruſſiſchen en Bermaftungstshöchen iſt nun end» 
lich 9 5 a für die Marienburg⸗Mlawkaer Eiſen⸗ 
Danzig ⸗ chau) bei Illowo definitiv beſchloſſen. Der 
Sede niker Jünicke In mit den ſpeziellen Vermeſſungen auf dem 
Grenzbahnhof bereits vor mehreren Tagen zum Abſchluß gekommen 
und hat ſich jetzt wegen der Vereinigung der beiderſeitigen Schienen⸗ 
Geleiſe auf dem Grenzübergangspunkt mit dem ruſſiſchen Sektions⸗ 
Ingenieur Szawelski zu Mlawa in Verbindung geſetzt. 

i Wien, 10. Mai. Die Einnahmen der Elifabeth- Weſtbahn 
betrugen in der Woche vom 23. bis zum 30. April 228.022 Fl., ergaben 
mithin gegen die entſprechende Woche des Vorjahres eine Minderein⸗ 
nahme von 24,851 Fl. 

** Rumäniſche Eiſenbahnen Aktlengeſellſchaft. Noch ehe 
der berliner Aufſichtsrath die Generalverſammlung der Rumäniſchen 
Eiſenbahnen⸗ Geſellſchaft einberufen, iſt durch wiener Blätter — augen⸗ 
ſcheinlich in Folge einer Indiskretion der dortigen mung der 
öſterreichiſch⸗ franzöſiſchen Staatsbahn — das Reſultat des 
ber Abſchluſſes bekannt geworden. Danach N die 
Brutto⸗Einnahmen der rumä ba Eiſenbahnen im Jahre 1875 
13,025,275 Fres.; die Betriebs-Auslagen betrugen 2,509, 772 Franes. 
Hiervon die Verraltuggeloten abgezogen, verbliebe ein Reinertrag 
von 2.434,78 Fres. Da die vom rumäniſchen Staate garantirten 
7 PCt. des Aktien⸗ Kapitals 18,549,610 Francs betragen, ſo beliefe 
ſich die vom Staate pro 1875 zu zahlende Garxantieſumme nach Abzug 
des obigen Reinertrages von 2,434,478 Fres, im Ganzen auf 16,115,131 
Fres. Erſt der in wenigen Wochen erſcheinende Rechenſ aftsbericht 


ahn 


wird die Detaiils und die Beſtätigung dieſer Ziffern erbringen. 


vermiſchle s. 


* Herford, 6. Mai. Am geſtrigen Jer Aua 4 Uhr brach in 
der großen Schönf eld'ſchen Spinnerei, den umfaſſendſten Gebäu⸗ 
lichkeiten unſerer Stadt, Feuer aus, welches, mit raſender Schnel⸗ 
1 — um ſich greifend, in wenigen Stunden das große Wohnhaus, 

agerhaus, den ganzen großen, zum Theil neugebauten ſüdlichen Flü⸗ 
7 5 Aſche legte; ſo lange die furchtbaren Flammen über die hohen 
Ama ungsmauern emporſchlugen, war die Gefahr für die ganze Stadt 
eine große. Der durch das Unglück verurſachte Schaden iſt ein be⸗ 
deutender, am härteſten trifft er die Hunderte von Arbeitern, die au⸗ 
In der 1 ſchen Fa⸗ 


enbliclich außer Thätigkeit geſetzt ſind. 
5 htet, die alte 


rik iſt das denkwürdigſte Gebäude der Stadt verni 
Abtei. Auf demſelben Boden gründete Kaiſer Ludwig der Fromme die 
kaiſerliche freiweltliche Benediktiner ⸗ Abtei, eines der älteſten 
5 auf ſächſiſchem Boden, für Damen aus reichsfürſtlichem 
oder gräflichem Geſchlechte; hier wurde die heilige Mathilde, abſtam⸗ 
mend vom Herzog Widukind, erzogen und von hier von ihrem Ge⸗ 
mahl, dem erſten ſächſiſchen König Heinrich, abgeholt; hier kehrte auf 
ſeiner Pilgerfahrt zum Grabe Widukind's Kaiſer Karl IV. ein, und 
in demjelben Haufe, welches jetzt niedergebrannt iſt, ſtarb die letzte 
Aebtiſſin von Herford, welche die in Folge des luneviller Friedens er⸗ 
folgte Sätularifation der Abtei Herford noch um mehrere Jahre über⸗ 
lebte. Nach i 8 Tod in Privathände übergegangen, war die Abtei 
in eine Fabrik verwandelt geworden, welche dann unter den jetzigen 
Beſitzern von Jahr zu Jahr an Ausdehnung gewonnen hatte. 


Angekommene Fremde 


12. Mai. 


Mylius' Hotel de Dres de. Die Rittergutsbeſitzer Mathes 
a. Jankowice, Oberſt Baron v. Enkevort a. Neuhaus u. Rittmeiſter 
v. Kalkreuth aus Weißenſee, Regierungsrath Perkuhn aus Königs⸗ 
n ſeſſor Baron v. Seidlitz a. Poſen, Mauermeiſter 
midt a. Breslau, die Kaufleute Beil a. Obra, Marſchner aus 
Chemnig, N San Birnholz, Jacob, Bäukert Woltmann und 
8 5 Tv Berli lin, Metter a. Guben, Kozminski a. Pol.⸗Liſſa, 
Fran M. Gi „Gladbach, Süßmann a. Stuttgart und Frau v. Tſchepe 


aus Broniewice. 
Grand 9 de e Die Rittergutsheſitzer Wendt 
1 Buber a. Mlodziejewie, Skalski a. Probſt und 
v. Treskow a. Chludowo, Dekan zafranek a. Wyskoc, Propſt Gorski 


a. Krobia, Kaufmann Wrzesniewski a. Paris. 


S 


enbergs Bötet. Die Kaufleute Alter und Kirch⸗ 


Scharf 
ner aus Be Löwy aus it Sauer aus Leipzig, som: aus 
amburg, Aſſekuranz⸗ 11 kudlinski aus Schroda, Kreisrichter 
obert Moeller aus Guben, Zimmermeiſter Schmidt aus Wollſtein, 

Fabrikant Burkhardt aus Berlin. 
Buckow's Hotel de Rome. 
Windel und Familie aus Sroczyn, Kundler aus 
aus Latalice, Ober⸗Ingenieur Wittich 
aus Berlin, Thimann aus Görlitz, Flüshöh 
burg und Kuznitzki aus Berlin, Schmit aus Brüſſel, 
Leipzig, Müller aus Danzig. 
Tilsner's Hotel Garni (Nachfolger Vogelſang.) 
1 Zachert g. Lodz, . Keiſer a. Fyalkowo, Bergw.⸗ 
irektor v. Mauhniski a. Ober⸗Schleſien, die Baumeiſter' Schindler 


Die Rittergutsbeſitzer Lieut. 
ybowo, Kleinert 
ch aus Prag, die Kaufleute Gilles 
aus Barmen, Rüden⸗ 
Schneider aus 


a. Berlin u. Großmann g. Liſſa, die Kaufleute Wittmann a. Leipzig, 
Friedrich Ritter a. Frankfurt a. M., Theodor Matras a. Plauen 55 
Hoffmann a. Berlin. 

Grätz's Hotel zum Deutſchen Haufe (vorm. Krug.) 
Die Kaufleute Treskatis a. an u. Malbin a. Leczve in Polen, 
Landwirth Müller a. Tirſchtiegel, Fabrikant Krieg a. Lindenau, Bür⸗ 
ger Sprewitz a. Meſeritz, Inſpektor Kubiſch aus Rackau bei Polzig, 
Holzhändler Hanemann a. Bremen, die Viehhändler Drube a. agde⸗ 
burg, Schicke, Gebr. Suden u. Sohn und Hartwig a. Sarne, Sowie 
korn, Gebr. Leciejewiez u. Gutſche a. Neutomiſchel, Gebr. Stachowiak 
a. Krotoſchin, Kwiatkiewicz a. Kobylin, S 5 Haniſch a. re 

tern otel de l'Europe. e Kaufleute ippmann 

a. Breslau und Seliger a. Berlin, Gutsbeſtter Nizinski aus Polen, 
Sone Scholling a. Hanau. 

Hotel de Berlin. 5 Czechowicz a. Junicewa, die 
ur Domainen = Bächter Fechner a. Unterswalden u. Doherr a. Alt- 
en Adminiſtrator Hall a. Tarnowo, Ober » Inspektor Graff aus 

rochnowo. 

Keilers Hotel. Die Kaufleute Jacobſohn a. Thorn, Spiel⸗ 
egi a. Berlin, Sokolowski a. Puma Happ a. Strzelno, Itzigſohn 

ilehne, Kutſchinski a. Witkowo, 9 Rachmiel u. Frau a. Bithin, 
Becker a. Liſſa, Frl. Lippmann a. Samter. 

Langner's otel Garni. Die Kaufleute J. vn aus 
Baranow und E. Bluhme a. Berlin, Inſpektor v. Borck ernic, 
Verſicherungs⸗Inſp. C. 1. 1 8 a. Breslau, Fabrikant Schweiser 

ſſecuranz⸗Inſp. C. Oſterloh a. en: 


die Frl. Hötke u. 
Hamm a. Thorn, „Geometer Carl Thilo a. Schroda. 
achmann's Gaſthof im eichnen Born Sergeant 
Honſch a. Wohlau, Rabbiner Roſenfeld a. re in Ungarn. 
aufmann 


a. Görlitz, 


erdas a 


a. Buk, Ferenda a. Schwiebus, Bilderhändler Bierwirth a. 
Reſtaurateur Nowack a. Oſtrowo, Cigarrenfabrikant Konopacki a. 
Dresden, Brennereiverwalter Obſztynski u. Familie a. Warſchau, 
Poſtſekretär Gladitz a. Halle, Landwirth Sehfeld aus Rakwitz. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. Julius Waſner in Poſen. 
2 das Folgende übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 
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Telegraphiſche Nachrichten. 

Berlin, 12. Mai. Beim geſtrigen Empfang des Grafen Andrafig 
äußerte der Kaiſer Alexander auf die von ihm ausſchließlich angeleg⸗ 
ten Dekorationen, beſtehend in dem Georgsorden, Thereſienkreuz und 
Pour -le-merite- Orden deutend: Voici la base de ma politique! 

Hier eingegangenen Nachrichten aus Konſtantinopel zufolge herrſcht 
daſelbſt in Folge der letzten Vorgänge große Gährung. 

Graf Arnim beauftragte ſeinen Vertheidiger, gegen das ſeine 
Amtsentſetzung ausſprechende Urtheil bei der potsdamer Disziplinar⸗ 
kammer Berufung an den leipziger Reichs-Disziplinarhof einzulegen. 

Paris, 12. Mai. Der Miniſter des Innern, Ricard, iſt heule 
Nachts plötzlich an einem Herzleiden geftorben. 

London, 11. Mai. Das Unterhaus lehnte nach lebhafter Debatte 
mit 334 gegen 226 Stimmen den Antrag James ab, der Regierung 
wegen der Form der Proklamirung des Kaiſerintitels ein Mißtrauens⸗ 
votum zu ertheilen. 
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Schildberg, Konditor Jonas aus Buk, Die Maurermeiſter De en 


Büren - Tefe,camme. 
(Schlußkurſe.) 
Berlin, den 12. Moi 7175 (Telegr. Agentur.) 


Marke Poſen E. A. 22 75 2 25 Landwirthſchtl, B.⸗A 


r (mit Faß). 
45,60. per Mai 45,60 — 45,50, 
Er 47,80, Oktbr. 47,60. Loko⸗ Spiritus (ohne Faß) 44,50 M. 


Gekündigt — Liter. 


Kündigungspreis 
Juni 45,80, Juli 46,50, 


Auguſt 47, 


Merttbericät der kaufmänniſchen Vereinigung. 
Voſen, den 12 Mai 1876 


1 (mit Faß), Gelünigt — Liter, Rindigungspieis | Boten, den 12. Mai 1876. [Börfenberit.] Wetter: kühl und 
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